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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung ist meine Dissertation, die ich im 
Juni 1972 fertiggestellt  und im Wintersemester 1972/1973 der Sozial-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Konstanz vorgelegt habe. 
Zum Zwecke der Veröffentlichung  habe ich sie an einigen Stellen 
geringfügig überarbeitet. Nicht mehr beheben konnte ich einen Mangel, 
der durch die erheblichen Schwierigkeiten des vielleicht zu anspruchs-
vollen Versuchs entstanden ist, im Rahmen einer Dissertation bei der 
Analyse eines rechtsdogmatischen Problems auch befriedigende rechts-
theoretische Perspektiven aufzuzeigen. Die mehr programmatisch-enga-
gierten als systematischen Erörterungen zum Begriff  eines Rechtsmo-
dells müßten ergänzt und nötigenfalls ersetzt werden durch genauere 
Darlegungen zu den methodischen Zwischenschritten, die von den all-
gemeinen Reflexionen der praktischen Philosophie zur eigentlichen 
rechtstheoretischen Problemstellung führen. Nach wie vor wichtig er-
scheint mir, die rechtswissenschaftliche Diskussion über die Begründung 
von Rechtsnormen an die philosophische Diskussion über die Begründ-
barkeit von Normen überhaupt anzuschließen und damit den seit 
Beginn der Verselbständigung geistes- und sozialwissenschaftlicher 
Disziplinen im 19. Jahrhundert zunehmend verlorengegangenen Zu-
sammenhang von Jurisprudenz und praktischer Philosophie wieder 
herzustellen. 

Für ihre umfassende Unterstützung danke ich vor allem Frau Carola 
Junghanns. Dank sage ich auch den Professoren  Dr. iur. Ekkehart Stein, 
Dr. phil. Jürgen Mittelstraß und Dr. iur. Dr. rer. pol. Klaus König für 
hilfreiche Hinweise und kritische Anmerkungen und der Friedrich-
Ebert-Stiftung für die gewährte finanzielle Hilfe. 
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Einleitung 

Die vorliegende Untersuchung verfolgt ein metadogmatisches Inter-
esse. Ihr Ziel ist, die bislang nicht ausgeräumten Schwierigkeiten der 
Bestimmung des verwaltungsrechtlichen Instituts des Beliehenen und 
das sich daraus ergebende weit verbreitete Unbehagen als Folgen unge-
löster staatstheoretischer und rechtstheoretischer Grundlagenprobleme 
darzulegen. Damit soll exemplarisch deutlich werden, wie sehr die 
Jurisprudenz auch in klassischen Bereichen des Verwaltungsrechts auf 
interdisziplinäre Zusammenarbeit, insbesondere mi t einer politökono-
misch angeleiteten Politikwissenschaft und der praktischen Philosophie, 
angewiesen ist und welche disziplinierende und hilfreiche Bedeutung 
dabei der philosophischen Sprachanalyse zukommt. 

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist also nicht, durch Erarbeitung 
von Lösungsvorschlägen für Einzelfragen — etwa Haftung, Rechts-
schutz usw. — zur Dogmatik des Beliehenen beizutragen. Es w i rd nicht 
einmal eine vollständige Definition des Terminus „Beliehener" aufge-
baut. Gleichwohl hat die Untersuchung auch für die Rechtsdogmatik 
praktische Relevanz, insofern sie nämlich die Unzulänglichkeit der 
Argumentation, mi t der bisher für oder gegen die Annahme eines Be-
liehenen, einer staatlichen Organisation, Funktion oder Kompetenz ge-
stritten worden ist, deutlich macht und den Weg zeigt, auf dem die hin-
reichend begründete Argumentation zu suchen ist. Die Einsicht i n die 
Komplexität dieser Argumentation ist unentbehrlich, wenn die sich zur 
Zeit wieder verstärkende Diskussion der gegenwärtigen und unter dem 
Grundgesetz möglichen Berufs- und Wirtschaftsordnung unter Juristen 
rational geführt  werden soll. 



Erster  Teil 

Gegenstand und Mittel der Untersuchung 

1. Abschnitt 

Erkenntnis und Sprache 

Gegenstand der Untersuchung ist der Beliehene. Was ist der Be-
liehene? 

So zu fragen und damit einen Untersuchungsgegenstand erschließen 
zu wollen, ist sehr geläufig und vertraut, jedoch unklar. Denn wonach 
fragt eigentlich ein Satz, der mi t „was ist" beginnt? 

Diese Unklarheit der Ausgangsfrage sei zum Anlaß genommen, die 
vorliegende Untersuchung nicht sogleich mi t der Erkenntnis des befrag-
ten Gegenstandes, also des Beliehenen, zu beginnen, sondern mi t einer 
Vergewisserung des Weges seiner fragenden Erörterung und Erschlie-
ßung. Solche Vergewisserung ist auch für die Rechtswissenschaft uner-
läßlich, wenn sie die Subjektivität des bloßen Meinens überschreiten 
w i l l 1 . 

Jeder Fragesatz enthält einen Hinweis auf den Gegenstand, nach dem 
gefragt und aus dem geantwortet wird. Er bestimmt damit i n gewissem 
Rahmen, welche Antworten der Frage entsprechen. Dieser Hinweis im 
Fragesatz „Was ist der Beliehene?" ist das Wort „Beliehener". Der 
Untersuchungsgegenstand vermittelt sich also in diesem Wort, d. h. 
zuerst stellt er sich in der Sprache zur Verfügung. Damit ist zugleich 
gesagt, daß vor der Beantwortung der Frage: Was ist der Beliehene? 
die Frage steht: Was meint das Wort „Beliehener"? Diese Frage muß 
schon deswegen beantwortet werden, damit man weiß, was denn nun 
Gegenstand der Untersuchung ist, wenn gesagt wurde, Gegenstand sei 
der Beliehene, kurz: damit man weiß, wovon man redet. 

1 Dieses Vorgehen entspricht einer guten philosophischen Tradit ion. Schon 
i n der sokratisch-platonischen Dia lekt ik wurde die wissenschaftliche Tät igkeit 
als Kunst der richtigen Fragestellung gesehen. Gadamer , Wahrheit u. Me-
thode, 349: Die Frage bewahre vor „dogmatischer Enggleisigkeit und vorzeit i-
ger Festlegung. Die Kunst sachgemäßen Fragens ist zugleich die Kunst des 
Weiterfragens  und letztl ich m i t der Kunst des Denkens identisch". 
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Der hier zum Ausdrude gelangte Zusammenhang von Gegenstand, 
Sprechen, Denken und Erkenntnis ist i n der Tradit ion der abendlän-
dischen Erkenntniskrit ik von den griechischen Sophisten bis zur Wis-
senschaftstheorie dieses Jahrhunderts ständig umstritten gewesen. Für 
den Empirismus ging Erkenntnis von den „einfachen Sinneseindrük-
ken" aus, für den Rationalismus dagegen von den „angeborenen Ideen" 
einer selbstevidenten Axiomatik. Beide setzen einen Dualismus von 
Bewußtsein und Sein voraus, dessen ontologische Grundannahme es ist, 
daß eine vom Erkennenden losgelöste „objektive Struktur" der Welt 
besteht. Kant  nahm insofern vermittelnd Stellung, als er das „Ding an 
sich" zwar nicht leugnete, es aber nur in seinen Erscheinungsformen 
für erkennbar hielt. Husserl  zeigte, daß die möglichen Gegenstände 
wissenschaftlicher Untersuchung sich zuerst i n den Selbstverständlich-
keiten der primären Lebenswelt, d. h. im Al l tag menschlichen Redens 
und Handelns konstituieren. Damit war der Zusammenhang von Er-
kenntnis, Sprache und Lebenspraxis aufgewiesen, den neben der Phä-
nomenologie auch Dialektik, Hermeneutik — vor allem in Gestalt der 
Lebensphilosophie und der Existenzphilosophie — und analytische 
Sprachphilosophie reflektieren 2. 

Von frühester  Kindheit an werden die elementaren Wahrnehmungen, 
durch die der Mensch seine Umwelt als ein je Besonderes erfährt,  also 
das, was er sieht, fühlt, hört usw., bei Namen genannt und damit 
sprachlich aufgezeichnet. Insofern das Besondere benannt wird, sei 
von ihm als einem Gegenstand gesprochen. I n dem Augenblick, i n dem 
man an einem Gegenstand ein Allgemeines — etwas, was mehreren 
Gegenständen eigen, was an ihnen gleichförmig ist — feststellt, w i rd 
er in einer die bloße wahrnehmende Erfahrung  überschreitenden Weise 
begriffen. 

Vor aller Wissenschaft spricht und begreift  man also immer schon 
und erschließt so die Welt i n einem erlernten Vorverständnis. „Die 
Sprache ist anfangs so etwas wie das Gehäuse des Denkens, aus dem 
heraus man i n die Welt schaut, ohne es zu bemerken3." 

Diese Spannung zwischen dem „Sachbezug aller menschlichen Spra-
che und der Sprachgebundenheit menschlicher Sacherkenntnis"4 be-

2 Zu r Einführung i n die Sprachphilosophie u. ihre Geschichte s. S. J. 
Schmidt,  Sprache u. Denken; Wein,  Sprachphilosophie; Gadamer,  Problem d. 
Sprache; bes. zur angelsächsischen analytischen Philosophie s. Ayer,  Revo-
lu t ion in Philosophy; Bubner,  Sprache u. Analysis; Lorenz,  Sprachkrit ik, 
21 ff.,  64 ff.,  106 ff. 

3 Kamiah!Lorenzen,  Log. Propädeutik, 20; s.a. 45ff.  Eine problemhisto-
rische Untersuchung i n systematischer Absicht zum Zusammenhang von Er -
fahrung und sprachlichem Handeln als K r i t i k an Empirismus und Formalis-
mus gibt Kambartel,  Erfahrung  u. St ruktur ; vgl. a. Buck,  Lernen u. Erfah-
rung. 

4 Gadamer , Wahrheit u. Methode, 415. 


